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Richtlinie der Behörde für Arbeit, Soziales, 
Familie und Integration zur Gewährung 

von Stipendien und Zuschüssen zur 
Förderung der Anerkennung im Ausland 

erworbener Berufsqualifikationen und 
von Fachkräftepotenzialen in der 

Berufsausbildung (Stipendienprogramm)
1. 	 Förderungszweck, Rechtsgrundlage

Die Freie und Hansestadt Hamburg gewährt auf der 
Grundlage dieser Richtlinie gemäß § 46 der Landes-
haushaltsordnung und der hierzu erlassenen Verwal-
tungsvorschriften Fördermittel an Personen, die eine 
Anerkennung oder Feststellung der Gleichwertigkeit 
ihrer im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen in 
Deutschland (nachfolgend Anerkennung) anstreben, 
um entsprechend ihrer Qualifikation arbeiten zu können.

Im Rahmen der Fachkräftestrategie des Senats werden 
auch Auszubildende gefördert, die auf Grund einer 
Teilzeitausbildung erhöhte finanzielle Bedarfe haben 
und Auszubildende, die auf Grund ihres Alters oder 
ihrer Nationalität von Förderinstrumenten des Bundes 
ausgeschlossen sind.

Die Förderung soll dazu beitragen, den Fachkräftebe-
darf auf dem Hamburger Arbeitsmarkt zu decken. Sie 
wird nachrangig gewährt, wenn die Antragstellerin 
oder der Antragsteller die Kosten für das Anerken-
nungsverfahren nicht aus eigenen Mitteln finanzieren 
oder während einer Ausgleichsmaßnahme oder Berufs-
ausbildung Einkommensverluste nachweisen kann 
und Mittel des Berufsausbildungsförderungsgesetzes 
(BAföG), der Arbeitsförderung Sozialgesetzbuch (SGB) 

Drittes Buch (III) oder Mittel der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende (SGB II) nicht gewährt werden.

Ein Anspruch der Antragstellerin oder des Antragstel-
lers auf Gewährung von Fördermitteln besteht nicht. 
Vielmehr entscheidet die Bewilligungsstelle auf Grund 
ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel.

2. 	 Gegenstand der Förderung

2.1 	 Förderung von Anerkennungsverfahren

(1) Förderfähig sind Kosten, die durch ein Anerken-
nungsverfahren bzw. ein Verfahren zur Feststellung 
der Gleichwertigkeit (nachfolgend Anerkennungsver-
fahren) entstehen. Im Einzelnen sind folgende Kosten 
förderfähig:

a) 	 Kosten für Übersetzungen,

b) 	Gebühren und Auslagen für Anerkennungsverfah-
ren.

(2) Förderfähig sind auch Kosten für die Durchfüh-
rung von Ausgleichsmaßnahmen bei reglementierten 
Berufen (Anpassungslehrgang, Eignungsprüfung, 
Kenntnisprüfung) sowie vergleichbare Maßnahmen 
bei nicht reglementierten Berufen, wenn sie wesentli-
che Unterschiede der nachgewiesenen Berufsqualifika-
tion aus dem Ausland gegenüber dem erforderlichen 
inländischen Referenzberuf ausgleichen. Förderfähig 
sind auch Kosten, die mit der Ausgleichsmaßnahme 
oder der vergleichbaren Maßnahme bei unreglemen-
tierten Berufen im engen Zusammenhang stehen. Im 
Einzelnen sind folgende Kosten förderfähig:

a) 	 Kosten für Anpassungslehrgänge sowie vergleich-
bare Maßnahmen bei nicht reglementierten Beru-
fen,

BEKANNTMACHUNGEN

Amtl. Anz. Nr. 104 MONTAG, DEN 30. DEZEMBER

I n h a l t :

Seite Seite

C 1160 B
1833

AMTLICHER ANZEIGER
TEIL I I  DES HAMBURGISCHEN GESETZ-  UND VERORDNUNGSBLATTES 
H e r a u s g e g e b e n  v o n  d e r  J u s t i z b e h ö r d e  d e r  F r e i e n  u n d  H a n s e s t a d t  H a m b u r g

2019



Amtl. Anz. Nr. 104Montag, den 30. Dezember 2019

b) 	Kosten für Kenntnis- bzw. Eignungsprüfungen und 
Vorbereitungskurse auf diese,

c) 	 Kosten für Lernmittel bis zu einer Höhe von 300,- 
Euro pro Person. Ausnahmen von dieser Deckelung 
müssen ausführlich begründet und genehmigt wer-
den.

d) 	Fahrtkosten für das günstigste regelmäßig verkeh-
rende öffentliche Verkehrsmittel (2. Klasse),

e) 	 Kinderbetreuungskosten, soweit der Umfang der 
kostenlos zur Verfügung stehenden Kinderbetreu-
ung nicht ausreichend ist (Nachrangigkeit).

(3) Förderfähig sind Kosten für Sprachkurse, wenn sie 
oberhalb des Niveaus B1 liegen und nicht überwiegend 
dem bloßen Erwerb oder der Verbesserung allgemeiner 
deutscher Sprachkenntnisse dienen und für die Aus-
übung des Berufes ein bestimmtes Deutschniveau 
rechtlich notwendig ist. Voraussetzung für eine Förde-
rung ist, dass die folgenden Niveaustufen B2, C1 und 
C2 in jeweils 400 Unterrichtseinheiten erfolgreich 
absolviert werden. Gelingt dies nicht, ist eine weitere 
Förderung ausgeschlossen.

Unterrichtseinheiten, die auf Grund nachgewiesener 
Krankheit, Mutterschutz oder Elternzeit nicht in 
Anspruch genommen werden konnten, bleiben unbe-
rücksichtigt. Die Prüfungsgebühren für das jeweils 
höhere Sprachniveau sind grundsätzlich zweimal för-
derfähig, im Falle des vorzeitigen Ablegens der Prüfun-
gen ausnahmsweise dreimal. Förderfähig ist der Erwerb 
eines Sprachzertifikates auch, wenn dieses vorhanden, 
aber älter als vier Jahre ist und eine zuständige Stelle 
oder der Träger einer Anpassungsmaßnahme dies für 
erforderlich hält.

a) 	 Sprachkurse mit über 400 Unterrichtseinheiten 
sind nur dann förderfähig, wenn diese auf einzelne 
Berufsgruppen im Zusammenhang mit Verfahren 
zur Berufsanerkennung ausgerichtet sind und sich 
an den Vorgaben der für die berufliche Anerken-
nung zuständigen Stellen orientieren. Hier können 
bis zu 600 Unterrichtseinheiten gefördert werden. 
Es gelten die Regelungen des § 13 DeuFöV.

(4) Als Stipendium förderfähig sind Kosten zur Unter-
stützung bei der Sicherung des Lebensunterhalts im 
Falle nachgewiesener Einkommensverluste auf Basis 
der dauerhaften Einkünfte der vorangegangenen sechs 
Monate für Personen, die an Ausgleichsmaßnahmen, 
förderfähigen Sprachkursen oder vergleichbaren Maß-
nahmen bei unreglementierten Berufen teilnehmen. 
Der Nachweis von Einkommensverlusten entfällt, 
sofern die Personen in den letzten sechs Monaten Frei-
willigendienste nach dem Bundesfreiwilligengesetz 
oder dem Gesetz zur Förderung von Jugendfreiwilli-
gendiensten absolviert haben, oder als Au-Pair tätig 
waren.

2.2 	 Förderung von Berufsausbildungen

(1) Die Förderung bezieht sich auf eine der folgenden 
beruflichen Ausbildungen:

a) 	 einer dualen beruflichen Ausbildung,

b) 	einer vollqualifizierenden Ausbildung in einer 
Berufsfachschule,

c) 	 einer Aufstiegsfortbildung gemäß Aufstiegsfortbil-
dungsförderungsgesetz (AFBG – „Meister BAföG“).

(2) Förderumfang

a)	 Im Einzelnen sind folgende Kosten förderfähig:

aa)	 Kurs- oder Schulgebühren,

ab)	 Kinderbetreuungskosten, soweit der Umfang 
der kostenlos zur Verfügung stehenden Kinder-
betreuung nicht ausreichend ist (Nachrangig-
keit).

b)	 Als Stipendium förderfähig sind Kosten zur Unter-
stützung bei der Sicherung des Lebensunterhalts im 
Falle nachgewiesener Einkommensverluste auf 
Basis der dauerhaften Einkünfte der vorangegange-
nen sechs Monate für Personen, die eine der vorge-
nannten Ausbildungen absolvieren. Diese Förder-
leistungen dienen damit ausschließlich der Siche-
rung von beruflichen Ausbildungsverhältnissen 
und insoweit nicht demselben Zweck wie Leistun-
gen nach dem SGB II.

3. 	 Antragsberechtigte
3.1 	 Antragsberechtigte zu Förderungen nach 2.1 (Aner-

kennungsverfahren)
(1) Antragsberechtigt sind Personen mit einer im Aus-
land erworbenen Berufsqualifikation, die in Hamburg 
seit mindestens drei Monaten mit Hauptwohnsitz 
gemeldet sind,
(2) als arbeitslos oder arbeitssuchend gemeldet sind, 
bzw. nachweisen, unterhalb ihrer im Ausland erworbe-
nen Berufsqualifikation beschäftigt zu sein, oder sich 
auf Grund ihres Aufenthaltstitels noch nicht arbeitssu-
chend melden können und
(3) deutsche Staatsbürger oder Staatsangehörige ande-
rer Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unions-
bürger) sind oder über einen Aufenthaltstitel nach dem 
AufenthG oder eine Aufenthaltsgestattung nach § 55 
des Asylverfahrensgesetzes verfügen sowie Geduldete, 
sofern konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendi-
gung nicht bevorstehen.

3.2 	 Antragsberechtigte zu Förderungen nach 2.2 (Berufs-
ausbildung)
Antragsberechtigt sind Personen, bei denen mindes-
tens eines der folgenden Kriterien erfüllt ist:
(1) Personen, die eine Teilzeitausbildung absolvieren;
(2) Personen, die auf Grund ihrer Nationalität oder 
ihres Aufenthaltsstatus dem Grunde nach keinen 
Anspruch auf Leistungen des Berufsausbildungsförde-
rungsgesetzes (BAföG) oder Berufsausbildungsbeihilfe 
haben;
(3) Personen, die auf Grund ihres Alters dem Grunde 
nach keinen Anspruch auf Leistungen des Berufsaus-
bildungsförderungsgesetzes (BAföG) oder Berufsaus-
bildungsbeihilfe haben.

4. 	 Förderungsvoraussetzungen
Die Förderungen nach dieser Richtlinie sind nachran-
gig zu anderen Bundes- oder Länderförderungen zu 
gewähren.

4.1 	 Fördervoraussetzungen zu Förderungen nach 2.1 
(Anerkennungsverfahren)
Voraussetzung für eine Förderung ist, dass
(1) nach Einschätzung der Zentralen Anlaufstelle Aner-
kennung (ZAA) die Anerkennung die Chancen zur 
Aufnahme einer der Berufsqualifikation entsprechen-
den Beschäftigung sowie zur eigenständigen Sicherung 
des Lebensunterhaltes langfristig verbessern wird,
(2) eine der folgenden Fallkonstellationen zutrifft:
a) 	 nach Einschätzung der ZAA kann die benötigte 

Förderung nicht im Rahmen der §§ 44, 45, 81 SGB 
III beziehungsweise § 16 SGB II in Verbindung mit 
SGB III erfolgen, weil die Antragstellerin/der 
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Antragsteller glaubhaft macht, keinen Anspruch auf 
Leistungen nach dem SGB II bzw. SGB III zu haben 
oder

b) 	nach Einschätzung der ZAA kann die benötigte 
Förderung nicht im Rahmen der §§ 45, 81 SGB III 
beziehungsweise § 16 SGB II in Verbindung mit 
SGB III erfolgen, weil zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung keine dem Förderbedarf entsprechende, 
nach AZAV zertifizierte Maßnahme existiert oder

c) 	 die benötigte Förderung kann nicht im Rahmen der 
§§ 44, 45, 81 SGB III beziehungsweise § 16 SGB II in 
Verbindung mit SGB III erfolgen und die Antrag-
stellerin/der Antragsteller weist dies durch schriftli-
che Ablehnungsbescheide der Agentur für Arbeit 
oder von Jobcenter team.arbeit.hamburg nach.

4.2 	 Fördervoraussetzungen zu Förderungen nach 2.2 (Be
rufsausbildung)
Voraussetzung für eine Förderung ist, dass
(1) der Ausbildungsort in Hamburg liegt,
(2) die Antragstellerin oder der Antragsteller über kei-
nen in Deutschland erworbenen Berufsabschluss oder 
ein in Deutschland abgeschlossenes Hochschulstu-
dium (Bachelor- oder Bakkalaureus-Studiengang) ver-
fügt,
(3) die Antragstellerin oder der Antragsteller die Aus-
bildung nicht oder nicht vollständig aus eigenen Mit-
teln finanzieren kann und
(4) die Antragstellerin oder der Antragsteller durch 
schriftliche Nachweise der jeweils zuständigen Stelle 
nachweist, dass gesetzliche Förderleistungen und 
gesetzliche Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
haltes (insbesondere Leistungen nach BAföG, §§ 59 ff 
SGB III und § 27 SGB II) nicht gewährt werden (Nach-
rangigkeit).
Antragstellerinnen oder Antragsteller, die über einen 
im Ausland erworbenen Berufsabschluss verfügen, 
haben grundsätzlich ihre Berufsanerkennung anzustre-
ben. Eine Zweitausbildung kann nur gefördert werden, 
wenn das Anerkennungsverfahren nicht zur vollen 
Gleichwertigkeit führt.

5. 	 Art und Umfang der Förderung
5.1 	 Förderungsart

Gewährt werden:
(1) Stipendien als laufende Auszahlungen hälftig in 
Form zinsloser Darlehen und nichtrückzahlbarer 
Zuschüsse und gegebenenfalls eines nichtrückzahlba-
ren Kinderzuschlages und
(2) nichtrückzahlbare Einmalzuschüsse und zinslose 
Darlehen zu den unter 2 genannten Kosten.

5.2 	 Finanzierungsart
Die Förderung erfolgt jeweils als Festbetragsfinanzie-
rung.

5.3 	 Umfang der Förderung
(1) Stipendium:
Die Höhe des Stipendiums richtet sich nach den 
Bestimmungen zur Ermittlung1) des elternunabhängi-
gen BAföG für ein Hochschulstudium nach Bundes-
ausbildungsförderungsgesetz. Abweichend von den 
Bestimmungen des BAföG wird das dauerhafte tatsäch-
liche Einkommen der vorangegangenen sechs Monate 
vor Beginn der Maßnahme zu Grunde gelegt. Das Sti-
pendium ist abhängig von der Dauer der Ausgleichs-
maßnahme, der vergleichbaren Maßnahme bei unregle-
mentierten Berufen oder der Berufsausbildung. Es wird 

in Fällen nach 2.1 (Anerkennungsverfahren) längstens 
für drei Jahre und in Fällen nach 2.2 (Berufsausbil-
dung) längstens für die Dauer der Berufsausbildung 
gewährt. Das Stipendium wird bis zum Ablauf des 
Monats gezahlt, in dem die Berufsausbildung oder die 
Maßnahme tatsächlich enden. Sofern Anerkennungs-
verfahren oder Berufsausbildungen unterbrochen wer-
den, besteht für diesen Zeitraum kein Anspruch auf 
Förderung. Die Unterbrechungszeiten werden nicht 
auf den Förderzeitraum angerechnet. Die Höhe des 
Stipendiums wird von der Investitions- und Förder-
bank Hamburg (IFB) festgelegt.

Ein Hinzuverdienst ist möglich und wirkt sich nicht 
auf die Höhe des Stipendiums aus, solange die Summe 
der Förderung durch das Stipendium und das durch 
Hinzuverdienst erzielte tatsächliche Einkommen das 
Einkommen vor der Gewährung des Stipendiums nicht 
überschreitet.

(2) Einmalzuschüsse und zinslose Darlehen:

Die Finanzierung von anerkannten förderungsfähigen 
Kosten im Anerkennungsverfahren bzw. für die Berufs-
ausbildung erfolgt vorrangig durch Einmalzuschüsse, 
begrenzt auf höchstens 4000,- Euro pro geförderter 
Person. Einmalzuschüsse unter 100,- Euro werden 
nicht bewilligt.

Fallen höhere anerkannte förderungsfähige Kosten an, 
kann ergänzend ein zinsloses Darlehen bis zur Höhe 
von 6000,– Euro bewilligt werden.

Im Anerkennungsverfahren kann das zinslose Darle-
hen auf maximal 10 000,– Euro erhöht werden, wenn 
die anerkannten förderfähigen Kosten dies für das 
Anerkennungsverfahren zwingend erfordern.

Die Höhe des Einmalzuschusses und des zinslosen 
Darlehens wird von der IFB im Bewilligungsverfahren 
festgesetzt.

Werden keine Stipendien gewährt, darf für die Bewilli-
gung von Kosten für Anerkennungsverfahren, Aus-
gleichsmaßnahmen und Sicherung der Berufsausbil-
dung das Bruttoeinkommen des Antragstellers im Jahr 
der Förderung einen Betrag von 26 000,– Euro nicht 
überschreiten. Maßgeblich ist die Summe der positiven 
Einkünfte im Sinne von § 2 Absätze 1 und 2 des Ein-
kommenssteuergesetzes. Ist der Antragsteller verheira-
tet oder verpartnert, sind die Einkünfte des Ehegatten/
Lebenspartners einzurechnen, die Bruttoeinkommens-
grenze erhöht sich gleichzeitig auf 40 000,– Euro. Es 
reduzieren sich die Einkünfte um die nachgewiesenen 
Kinderfreibeträge. Ein Ausgleich mit Verlusten aus 
anderen Einkunftsarten bzw. mit Verlusten des zusam-
menveranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. Die Höhe 
des Einmalzuschusses wird von der IFB festgelegt.

Das Vermögen des Antragstellers ist anzurechnen, 
soweit es den Betrag von 10 000,– Euro zuzüglich 
3000,– Euro für den Ehegatten oder Lebenspartner und 
jedes Kind überschreitet.

6. 	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die Antragstellung muss grundsätzlich vor Beginn des 
Vorhabens erfolgen. Ein Vorhabenbeginn ist dann 
gegeben, wenn bereits vor Antragstellung ohne Zustim-
mung der Beratungsstelle verbindliche Verpflichtun-
gen eingegangen wurden. Es ist das Vorhabenziel, den 
etwaigen Abbruch einer Berufsausbildung bzw. einer 

1)	 Weitere Informationen sind z. B. zu finden unter:  
www.bafoeg-rechner.de/rechner
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Ausgleichsmaßnahme nach § 2.1 Absatz 2 zu vermei-
den. In diesen Fällen kann die Förderungsgewährung 
rückwirkend zum Datum der Antragstellung erfolgen.
Die Gewährung der Zuwendung kann mit der Auflage 
verbunden werden, dass die/der Förderungsempfan-
gende sich verpflichtet, während des Förderzeitraums 
eine geeignete Beratung in Anspruch zu nehmen und 
dies nachzuweisen.

7. 	 Verfahren
7.1	 Beratungs- und Antragsverfahren in Fällen nach 2.1 

(Anerkennungsverfahren)
Die Beratung zu Förderungen und zur Antragstellung 
nach 2.1 erfolgt durch das Diakonische Werk Ham-
burg, Zentrale Anlaufstelle Anerkennung (ZAA). Die 
ZAA berät ebenfalls zu Anerkennungsverfahren in 
Hamburg, stellt den Kontakt zur zuständigen Aner-
kennungsstelle in Hamburg her, nimmt die Anträge 
auf Gewährung der Förderung entgegen und berät zu 
alternativen Fördermöglichkeiten. Nach einer Vorprü-
fung auf Vollständigkeit, Plausibilität und Förderfä-
higkeit (gemäß den Fördervoraussetzungen unter 4.1) 
werden die Anträge von dort mit einer entsprechenden 
fachkundigen Stellungnahme (inklusive einer Berech-
nung der Förderhöhe) an die IFB zur Prüfung, Ent-
scheidung und Bescheiderteilung weitergeleitet.
Bei der Gewährung eines Stipendiums schließt die IFB 
darüber hinaus einen Darlehensvertrag mit dem/der 
Förderungsempfangenden ab.
Die Antragstellung erfolgt auf einem Vordruck der 
IFB.
Dem Antrag müssen in jedem Fall die folgenden Unter-
lagen beigefügt werden:
(1) Identitätsnachweis (in der Regel Pass oder Personal-
ausweis),
(2) gegebenenfalls Kopie des Aufenthaltstitels, der Dul-
dung oder der Aufenthaltsgestattung nach § 55 des 
Asylverfahrensgesetzes,
(3) Selbstauskunft des Antragstellers oder der Antrag-
stellerin zu den Vermögensverhältnissen gemäß Vor-
druck der IFB,
(4) Erklärung zu den Einkommensverhältnissen des 
Antragstellers oder der Antragstellerin vor und wäh-
rend des Förderzeitraums gemäß Vordruck der IFB 
nebst dazugehörigen Nachweisen. Hierzu gehören auch 
Kopien der Leistungsbescheide, sofern bei Antragstel-
lung bereits andere öffentliche Leistungen bezogen 
werden (z. B. Arbeitslosengeld I, Arbeitslosengeld II, 
Wohngeld, BAB, BAföG).
Folgende Unterlagen sind ergänzend vorzulegen, wenn 
eine Förderung des Anerkennungsverfahrens vor 
Erteilung eines Feststellungsbescheides beantragt 
wird:
(5) Nachweis über einschlägige Berufserfahrungen oder 
sonstiger im Ausland erworbener Ausbildungsnach-
weise (beglaubigte und übersetzte Zeugnisse usw.),
(6) tabellarische Aufstellung einschlägig absolvierter 
Ausbildungsgänge und der ausgeübten Erwerbstätig-
keit in deutscher Sprache,
(7) Einschätzung der ZAA, ob das Anerkennungsver-
fahren die Chancen zur Aufnahme einer der Berufsqua-
lifikation entsprechenden Beschäftigung sowie der 
eigenständigen Sicherung des Lebensunterhaltes lang-
fristig verbessern wird,
(8) schriftliche Erklärung durch die Agentur für Arbeit 
Hamburg oder Jobcenter team.arbeit.hamburg, dass 

eine Förderung im Rahmen des Vermittlungsbudgets 
nach § 44 SGB III nicht erfolgen kann.

Folgende Unterlagen sind ergänzend vorzulegen, wenn 
eine Förderung von Ausgleichsmaßnahmen oder ver-
gleichbaren Maßnahmen bei unreglementierten Beru-
fen nach Erteilung eines Feststellungsbescheides bean-
tragt wird:

(9) Einschätzung der ZAA, ob die Ausgleichsmaß-
nahme oder eine vergleichbare Maßnahme bei unregle-
mentierten Berufen die Chancen zur Aufnahme einer 
der Berufsqualifikation entsprechenden Beschäftigung 
sowie der eigenständigen Sicherung des Lebensunter-
haltes langfristig verbessern wird,

(10) Bescheid der zuständigen Stelle und genaue 
Beschreibung der geplanten Ausgleichsmaßnahme und 
Aufstellung der damit verbundenen Kosten.

Die Vorprüfung der Förderungswürdigkeit von Förde-
rungen nach 2.1 erfolgt durch das Diakonische Werk 
Hamburg, das im Bedarfsfall weitere Unterlagen vom 
Antragsteller anfordern kann.

7.2 	 Antragsverfahren in Fällen nach 2.2 (Berufsausbil-
dung)

Die Antragstellung zu Förderungen nach 2.2 erfolgt 
durch den Antragsteller direkt bei der IFB.

Die Antragstellung erfolgt auf einem Vordruck der 
IFB. Dem Antrag müssen in jedem Fall die folgenden 
Unterlagen beigefügt werden:

(1) Identitätsnachweis (in der Regel Pass oder Personal-
ausweis),

(2) gegebenenfalls Kopie des Aufenthaltstitels, der Dul-
dung oder der Aufenthaltsgestattung nach § 55 des 
Asylverfahrensgesetzes,

(3) der Ausbildungsvertrag oder eine Bescheinigung 
über eine vollqualifizierende Ausbildung in einer 
Berufsfachschule oder für eine Aufstiegsfortbildung,

(4) Ablehnungsbescheide BAB und BAföG oder ent-
sprechend geeignete Nachweise, aus denen hervorgeht, 
dass kein Anspruch auf diese Leistungen besteht,

(5) Selbstauskunft des Antragstellers oder der Antrag-
stellerin zu den Vermögensverhältnissen gemäß Vor-
druck der IFB,

(6) Erklärung zu den Einkommensverhältnissen des 
Antragstellers oder der Antragstellerin vor und wäh-
rend des Förderzeitraums gemäß Vordruck der IFB 
nebst dazugehörigen Nachweisen. Hierzu gehören auch 
Kopien der Leistungsbescheide, sofern bei Antragstel-
lung bereits andere öffentliche Leistungen bezogen 
werden (z. B. Arbeitslosengeld I, Arbeitslosengeld II, 
Wohngeld, BAB, BAföG),

(7) Mietvertrag,

(8) Nachweis über gegebenenfalls beantragte Kurs- 
oder Schulgebühren bzw. Kinderbetreuungskosten.

7.3 	 Bewilligung/Auszahlung/Rückzahlung

Über die Förderanträge entscheidet die IFB im Auftrag 
der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integra-
tion nach pflichtgemäßem Ermessen. Bewilligungsbe-
scheid und Darlehensvertrag regeln das Verfahren im 
Einzelnen.

7.3.1 � Auszahlungen

(1) Stipendium

Die Auszahlung beginnt mit Beginn der Ausgleichs-
maßnahme, der vergleichbaren Maßnahme bei unregle-
mentierten Berufen, der Berufsausbildung oder einem 
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anderweitig vertraglich vereinbarten Termin. Die Aus-
zahlungen erfolgen monatlich. Die Auszahlungen 
enden in Förderfällen nach 2.1 (Anerkennungsverfah-
ren) spätestens nach drei Jahren. In Förderfällen nach 
2.2 (Berufsausbildung) enden die Auszahlungen spätes-
tens mit dem Ende der Berufsausbildung. Schließt sich 
in Förderfällen nach 2.1 (Anerkennungsverfahren) an 
das tatsächliche Ende der Ausgleichsmaßnahme nicht 
unmittelbar ein Prüfungstermin an, wird das Stipen-
dium für die Zeitspanne zwischen dem Ende der Aus-
gleichsmaßnahme und dem nächstmöglichen Prü-
fungstermin verlängert, jedoch maximal bis zum Ablauf 
des zweiten Monats nach dem Ende der Ausgleichs-
maßnahme. Ein Nachweis über den nächstmöglichen 
Prüfungstermin ist der IFB-Hamburg vorzulegen.

(2) Einmalzuschüsse/zinslose Darlehen

Die Auszahlung der bewilligten Mittel erfolgt durch 
die IFB auf Anforderung auf Vordruck der IFB vor 
dem Termin, zu dem sie für den Zuwendungszweck 
benötigt werden. Die Kurs- und Prüfungsgebühren 
werden zur Verfahrenserleichterung in der Regel von 
der IFB direkt an das durchführende Institut überwie-
sen.

7.3.2 � Rückzahlung des Darlehens

Die Darlehen nach Punkt 5.3 Absatz 1 und 5.3 Absatz 2 
werden, mit Ausnahme der letzten Rate, mit monatlich 
130,- Euro zurückgezahlt. Nach vollständiger Rückzah-
lung des Darlehens für das Stipendium (Punkt 5.3 
Absatz 1) beginnt die Rückzahlung des Darlehens für 
die Kosten des Anerkennungsverfahrens (Punkt 5.3 
Absatz 2). Die Rückzahlung beginnt ein Jahr nach 
Beendigung des Anpassungslehrgangs/der Berufsaus-
bildung. Sofern kein Anpassungslehrgang bzw. keine 
Ausbildung absolviert und kein monatliches Stipen-
dium gewährt wurde, ist für die Rückzahlung von zins-
losen Darlehen das Datum der Anerkennungsentschei-
dung bzw. das Datum des Abbruchs der Maßnahme 
maßgeblich.

7.4 	 Tatsächliches Einkommen während des Stipendiums

Der IFB ist unverzüglich nach Abschluss des Anpas-
sungslehrgangs/der Berufsausbildung eine Erklärung 
über das tatsächliche Einkommen während des Stipen-
diums auf Vordruck der IFB unter Beifügung geeigne-
ter Nachweise vorzulegen (z. B. Gehaltsabrechnungen, 
Leistungsbescheide). Wenn das tatsächlich erzielte 
Einkommen über dem vor Antragstellung prognosti-
zierten Einkommen liegt, werden zu viel erhaltene 
Fördermittel zurückgefordert.

7.5 	 Vorzeitige Beendigung der Förderung

Die Förderung nach dieser Richtlinie endet, sobald die/
der Förderungsempfangende einen Anspruch auf För-
dermittel des Bundes erwirkt, die dem gleichen Zweck 
wie die Fördermittel dieser Richtlinie dienen. Dies 
sind insbesondere Leistungen des Berufsausbildungs-
förderungsgesetzes (BAföG) oder Berufsausbildungs-
beihilfe. Die Pflicht zur Rückzahlung von Darlehen 
gemäß Nummer 7.3.2 bleibt hiervon unberührt.

7.6 	 Verwendungsnachweisverfahren

Die/der Förderungsempfangende ist verpflichtet, bei 
Maßnahmen der Erfolgskontrolle durch die Behörde 
für Arbeit, Soziales, Familie und Integration (BASFI), 
der IFB oder durch sie beauftragte Dritte mitzuwirken. 
Sofern die/der Förderungsempfangende seiner Mitwir-
kungspflicht nicht nachkommt, können die bereits 
gewährten Fördermittel widerrufen werden.

7.6.1 � Verwendungsnachweisverfahren Anerkennungs-
verfahren

Über die regelmäßige Teilnahme an der geförderten 
Fortbildung ist bei Maßnahmenende unaufgefordert 
ein Nachweis zu erbringen. Die IFB ist berechtigt, bei 
längeren Fortbildungsmaßnahmen zwischenzeitliche 
Nachweise anzufordern. Die IFB ist nach dem Vorlie-
gen der Anerkennungsentscheidung unverzüglich und 
unaufgefordert über die Selbige zu informieren. Die 
Information der IFB erfolgt schriftlich unter Vorlage 
geeigneter Nachweise.

7.6.2 � Verwendungsnachweisverfahren  
Berufsausbildung

Nach Beendigung der Berufsausbildung hat die/der 
Förderungsempfangende der IFB unaufgefordert einen 
Nachweis zu erbringen, aus dem die Beendigung der 
Berufsausbildung hervorgeht. In Fällen, in denen die 
Berufsausbildung vorzeitig abgebrochen wird, sich ver-
kürzt oder verlängert, hat die/der Förderungsempfan-
gende die IFB unverzüglich zu informieren.

7.6.3 � Verwendungsnachweisverfahren IFB

Die IFB stellt der BASFI jährlich die nachstehenden 
Kennzahlen zur Verfügung.

(1) Anzahl der Förderungsempfangenden, die eine 
Voll- oder Teilanerkennung oder Feststellung der 
Gleichstellung ihrer im Ausland erworbenen Berufs-
qualifikation erreicht haben.

(2) Anzahl der Förderungsempfangenden, die keine 
Anerkennung oder Feststellung der Gleichstellung 
ihrer im Ausland erworbenen Berufsqualifikation 
erreicht haben.

(3) Anzahl der Förderungsempfangenden, die erfolg-
reich eine Berufsausbildung abgeschlossen haben.

(4) Anzahl der Förderungsempfangenden, die ihre 
Berufsausbildung nicht erfolgreich abschließen konn-
ten.

Darüber hinaus berichtet die IFB der BASFI quartals-
weise schriftlich über die ausgesprochenen Bewilligun-
gen und Auszahlungen entsprechend der Anforderung 
der BASFI. Näheres vereinbaren BASFI und IFB im 
Rahmen einer gesondert zu schließenden Durchfüh-
rungsvereinbarung.

Auf Grundlage dieser Kennzahlen soll eine kontinuier-
liche Erfolgsmessung und -bewertung sowohl der Maß-
nahme als auch des Förderprogramms ermöglicht wer-
den.

7.7 	 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendungen sowie für den Nachweis und die Prü-
fung der Verwendung und die gegebenenfalls erforder-
liche Rückforderung der gewährten Mittel gelten die 
Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest-P) der 
Anlage 2 VV zu § 46 LHO, soweit nicht in diesen För-
derrichtlinien Abweichungen zugelassen sind, und das 
Hamburgische Verwaltungsverfahrensgesetz.

8. 	 Inkrafttreten

Diese Förderrichtlinie tritt am 1. Januar 2020 in Kraft 
und ist bis zum 31. Dezember 2020 befristet.

Hamburg, den 11. Dezember 2019

Die Behörde für Arbeit, Soziales, 
Familie und Integration

Amtl. Anz. S. 1833
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Anhörung zu den wichtigen 
Wasserbewirtschaftungsfragen für die 
Aufstellung des Bewirtschaftungsplans 

nach EG-Wasserrahmenrichtlinie für den 
dritten Bewirtschaftungszeitraum in der 

Flussgebietsgemeinschaft (FGG) Elbe
Gemäß Artikel 14 der EG-Wasserrahmenrichtlinie 

(WRRL) fördert die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) 
die aktive Beteiligung aller interessierten Stellen an der 
Umsetzung dieser Richtlinie. Daher wird das folgende 
Dokument zu den wichtigen Wasserbewirtschaftungsfragen 
der FGG Elbe mit der Möglichkeit zur Stellungnahme bis 
zum 22. Juni 2020 veröffentlicht:

–	 Anhörung zu den wichtigen Wasserbewirtschaftungsfra-
gen für die Aufstellung des Bewirtschaftungsplans nach 
WRRL für den dritten Bewirtschaftungszeitraum in der 
Flussgebietsgemeinschaft (FGG) Elbe

Das Dokument ist auf der Internetseite der Flussgebiets-
gemeinschaft Elbe 

https://www.fgg-elbe.de/anhoerung/ 
wichtige-wasserbewirtschaftungsfragen-2020.html

bzw. der Behörde für Umwelt und Energie 
www.hamburg.de/wrrl

einzusehen. 

Außerdem liegt ein Exemplar der Unterlagen in der 
Behörde für Umwelt und Energie, Raum H.04.365, Neuen-
felder Straße 19, 21109 Hamburg, sowie in allen Bezirksäm-
tern (zu den dortigen Öffnungszeiten) aus.

Hamburg, den 20. Dezember 2019

Die Behörde für Umwelt und Energie
Amtl. Anz. S. 1838

Öffentliche Auslegung 
des Bebauungsplan-Entwurfs Eppendorf 25

Das Bezirksamt Hamburg-Nord hat beschlossen, folgen-
den Bebauungsplan-Entwurf gemäß § 3 Absatz 2 des Bauge-
setzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3635) öffentlich auszulegen:

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Eppendorf 25

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans Eppendorf 25 liegt im Bezirk Hamburg-Nord, 
Stadtteil Eppendorf, Ortsteil 405, und wird wie folgt be
grenzt: Salomon-Heine-Weg (Flurstück 3055), Bahntrasse 
(Flurstück 2910), Alster, Südgrenzen der Flurstücke 3851 
und 3850 der Gemarkung Eppendorf.
§

Al
st

er

Im Rahmen der Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans sollen zwischen Salomon-Heine-Weg und 
Alster durch die Ausweisung eines allgemeinen Wohnge-
bietes auf einer ehemaligen Gewerbefläche die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung von 
Wohnungsbau geschaffen werden. Durch die Errichtung 
von etwa 115 Wohneinheiten in einem abgewinkelten 
sechs- bis siebengeschossigen Baukörper wird das im Süden 
angrenzende Wohnquartier nun städtebaulich ergänzt und 
zusätzlicher Wohnraum im Stadtteil Eppendorf bereitge-
stellt.

Das Bebauungsplanverfahren dient der Innenentwick-
lung und wird gemäß § 13 a BauGB im beschleunigten Ver-
fahren durchgeführt. Im Verfahren wird von einer Umwelt-
prüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB, vom Umweltbericht 
nach § 2 a BauGB, von der Angabe, welche Arten umweltbe-
zogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zu
sammenfassenden Erklärung nach § 10 Absatz 4 BauGB ab
gesehen.

Die frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 
Absatz 1 BauGB hat am 18. Februar 2016 stattgefunden.

Der Entwurf des Bebauungsplans (zeichnerische Dar-
stellung mit textlichen Festsetzungen und Begründung) 
wird in der Zeit vom 10. Januar 2020 bis 10. Februar 2020 an 
den Werktagen (außer sonnabends) montags bis donners-
tags zwischen 9.00 Uhr und 16.00 Uhr und freitags zwischen 
9.00 Uhr und 14.00 Uhr beim Fachamt Stadt- und Land-
schaftsplanung des Bezirksamtes Hamburg-Nord, Techni-
sches Rathaus, Kümmellstraße 6, VI. Obergeschoss, 20249 
Hamburg, öffentlich ausgelegt.

Auskünfte zum ausgelegten Bebauungsplan-Entwurf 
erteilt das Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung nach 
vorheriger telefonischer Terminabsprache unter Telefon-
nummer 040 / 4 28 04 - 60 21 oder - 60 20.

Der Bebauungsplan-Entwurf kann im oben genannten 
Zeitraum ergänzend auch im Internet unter Verwendung 
des kostenlosen Online-Dienstes „Bauleitplanung“ eingese-
hen werden. Zudem besteht hier die Möglichkeit, direkt 
Stellungnahmen „online“ abzugeben. Der Online-Dienst 
kann unter der folgenden Adresse aufgerufen werden:

https://bauleitplanung.hamburg.de

Neben der zuvor genannten Möglichkeit, direkt online 
Stellung zu nehmen, können während der öffentlichen Aus-
legung bis einschließlich 10. Februar 2020 Stellungnahmen 
zu dem ausliegenden Bebauungsplan-Entwurf bei der 
genannten Dienststelle schriftlich oder zur Niederschrift 
abgegeben werden.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
unter den Voraussetzungen von § 4 a Absatz 6 BauGB bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksich-
tigt bleiben.

Hinweise zum Umgang mit Ihren personenbezogenen 
Daten entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung des 
Fachamtes Stadt- und Landschaftsplanung unter folgen-
dem Link:

https://www.hamburg.de/hamburg-nord/datenschutzer-
klaerungen

Die Datenschutzerklärung kann auch direkt im Fach-
amt Stadt- und Landschaftsplanung eingesehen oder auf 
Verlangen per Post oder per E-Mail übermittelt werden. Zu 
Ihren Einwendungen können wir uns Ihnen gegenüber nur 
dann direkt äußern, wenn Sie in die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten schriftlich einwilligen. Das For-
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mular der Einwilligungserklärung finden Sie auf der Inter-
netseite des Bezirksamtes Hamburg-Nord:

https://www.hamburg.de/hamburg-nord/ 
bauleitplanung/38790/bebauungsplaene/

Die gesonderte Abgabe dieser Einwilligungserklärung 
ist bei Nutzung des Online-Dienstes „Bauleitplanung“ 
nicht erforderlich.

Hamburg, den 17. Dezember 2019

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
Amtl. Anz. S. 1838

Neunte Änderung der Satzung 
der HSH Finanzfonds AöR

Vom 12. Dezember 2019

Auf Grund von § 10 des Staatsvertrags zwischen der 
Freien und Hansestadt Hamburg und dem Land Schles-
wig-Holstein über die Errichtung der „HSH Finanzfonds 
AöR“ als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts vom 
3. und 5. April 2009 (HmbGVBl. S. 96) hat die Anstaltsträ-
gerversammlung der HSH Finanzfonds AöR am 12. Dezem-
ber 2019 folgende Änderung der Satzung vom 29. April 
2009, zuletzt geändert am 23. April 2015 (Amtl. Anz. S. 958), 
beschlossen:

1.	 § 2 wird wie folgt geändert:

1.1	 In Absatz 2 Satz 1 wird die Textstelle „zwei Perso-
nen, die von der Anstaltsträgerversammlung be
stimmt werden“ durch die Textstelle „einem Mit-
glied, das von der Anstaltsträgerversammlung be
stimmt wird“ ersetzt.

	 In Satz 2 werden die Wörter „Jedes Mitglied der 
Geschäftsführung“ durch die Wörter „Die Geschäfts-
führung“ sowie das Wort „seiner“ durch das Wort 
„ihrer“ ersetzt.

	 In Satz 3 werden die Wörter „den beiden Geschäfts-
führern gemeinschaftlich“ durch die Wörter „der 
Geschäftsführung“ ersetzt.

	 Der Satz 4 wird gestrichen.

1.2	 In Absatz 5 Satz 3 werden die Wörter „Die Geschäfts-
führer können“ durch die Wörter „Die Geschäfts-
führung kann“ ersetzt.

2.	 § 3 wird aufgehoben. Die bisherigen §§ 4 bis 14 werden 
§§ 3 bis 13.

3.	 § 5 wird wie folgt geändert:

3.1	 In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „mindestens 
viermal“ durch das Wort „einmal“ ersetzt.

3.2	 In Absatz 2 Satz 1 wird die Textstelle „mindestens 
vierteljährlich über die Angelegenheiten der Anstalt 
zu berichten“ durch die Textstelle „jährlich über die 
Angelegenheiten der Anstalt zu berichten und im 
Übrigen bei Bedarf“ ersetzt.

4.	 In § 6 Absatz 2 wird in Ziffer 1 die Bezeichnung „HSH 
Nordbank AG“ durch die Bezeichnung „Hamburg Com-
mercial Bank AG (Rechtsnachfolgerin der HSH Nord-
bank AG)“ ersetzt.

5.	 In § 8 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „viermal“ durch das 
Wort „einmal“ ersetzt.

Hamburg, den 12. Dezember 2019

HSH Finanzfonds AöR
Amtl. Anz. S. 1839

Bekanntmachung einer Änderung der 
Satzung der Bayerischen Rechtsanwalts- 

und Steuerberaterversorgung
Vom 10. Dezember 2019

Gemäß Artikel 3 des Gesetzes über den Beitritt der 
Freien und Hansestadt Hamburg zum Staatsvertrag zwi-
schen dem Land Nordrhein-Westfalen und dem Freistaat 
Bayern über die Zugehörigkeit der Mitglieder der Patentan-
waltskammer, die ihren Kanzleisitz in Nordrhein-Westfa-
len eingerichtet haben, zur Bayerischen Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterversorgung vom 8. Oktober 2015 (HmbGVBl. 
S. 277) wird die nachstehende Bekanntmachung der Bayeri-
schen Versorgungskammer veröffentlicht.

Hamburg, den 10. Dezember 2019

Die Senatskanzlei Amtl. Anz. S. 1839

Bekanntmachung einer Änderung der 
 Satzung der Bayerischen Rechtsanwalts- 

und Steuerberaterversorgung
Vom 6. Dezember 2019

Die Bayerische Rechtsanwalts- und Steuerberaterversor-
gung, gesetzlich vertreten durch die Bayerische Versor-
gungskammer, gibt hiermit gemäß Artikel 8 Abs. 4 Satz 3, 
Artikel 9 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 Satz 2 des Staatsvertrags zwi-
schen dem Land Nordrhein-Westfalen und dem Freistaat 
Bayern über die Zugehörigkeit der Mitglieder der Patentan-
waltskammer, die ihren Kanzleisitz in Nordrhein-Westfa-
len eingerichtet haben, zur Bayerischen Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterversorgung, dem die Freie und Hansestadt 
Hamburg beigetreten ist (Gesetz vom 8. Oktober 2015, 
HmbGVBl. Nr. 43 S. 277), die Änderung der Satzung der 
Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung 
vom 6. Dezember 1996, zuletzt geändert durch Satzung vom 
21. November 2018 (Amtlicher Anzeiger des HmbGVBl. 
2018 Nr. 99 Teil II S. 2649 ff.), durch Satzung vom 5. De
zember 2019 bekannt. Die Justizbehörde der Freien und 
Hansestadt Hamburg hat mit Schreiben vom 25. November 
2019 ihr Benehmen zur Genehmigung der Satzungsände-
rung erklärt.

München, den 6. Dezember 2019

Bayerische Rechtsanwalts- 
und Steuerberaterversorgung, 
gesetzlich vertreten durch die 

Bayerische Versorgungskammer
	 Daniel Just	 Ulrich Böger 

	Vorstandsvorsitzender	 Stellv. Vorstandsvorsitzender

Siebzehnte Satzung 
zur Änderung der Satzung 

der Bayerischen Rechtsanwalts- 
und Steuerberaterversorgung

Vom 5. Dezember 2019

Aufgrund des Art. 10 Abs. 1 des Gesetzes über das 
öffentliche Versorgungswesen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. Juni 2008 (BayRS 763-1-I, GVBl. S. 371), 
zuletzt geändert durch § 1 Abs. 330 der Verordnung vom 26. 
März 2019 (GVBl. S. 98), erlässt die Bayerische Rechtsan-
walts- und Steuerberaterversorgung folgende Satzung:
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§ 1

Die Satzung der Bayerischen Rechtsanwalts- und Steu-
erberaterversorgung vom 6. Dezember 1996 (StAnz Nr. 51/ 
52), zuletzt geändert durch Satzung vom 21. November 2018 
(StAnz Nr. 49 und Nr. 50), wird wie folgt geändert:

1.	 In § 3 werden die Wörter „des Innern und für Integra-
tion“ durch die Wörter „des Innern, für Sport und Inte-
gration“ ersetzt.

2.	 § 5 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „des Innern 
und für Integration“ durch die Wörter „des Innern, 
für Sport und Integration“ ersetzt.

b)	 In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „des Innern 
und für Integration“ durch die Wörter „des Innern, 
für Sport und Integration“ ersetzt.

3.	 In § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden die Wörter „des 
Innern und für Integration“ durch die Wörter „des 
Innern, für Sport und Integration“ ersetzt.

4.	 § 27 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 1 erhält folgende Fassung:

	 „1Der Verwaltungsrat beschließt jährlich über eine 
Anpassung der laufenden Versorgungsleistungen 
sowie über weitere Leistungsverbesserungen unter 
Berücksichtigung der allgemeinen wirtschaftlichen 
Entwicklung und der finanziellen Lage der Versor-
gungsanstalt.“

b)	 Satz 2 wird aufgehoben.

c)	 Der bisherige Satz 3 wird Satz 2; der bisherige Satz 4 
wird Satz 3.

5.	 § 28 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden nach dem Wort „Beginn“ die Wör-
ter „der Zahlung“ eingefügt.

b)	 In Satz 2 werden nach dem Wort „Erklärung“ die 
Wörter „muss dem Versorgungswerk vor dem Errei-
chen der Regelaltersgrenze (Abs. 1) zugehen und“ 
eingefügt.

6.	 In § 32 Abs. 7 Satz 1 wird die Zahl „2019“ durch die Zahl 
„2020“ ersetzt.

7.	 § 40 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 2 wird wie folgt gefasst:

„die §§ 28 Abs. 1 und 3, 30 und 32 Abs. 8 gelten entspre-
chend.“

§ 2

Die Satzung tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.

Vorstehende Satzung wurde vom Bayerischen Staatsmi-
nisterium des Innern, für Sport und Integration (Aufsicht) 
mit Schreiben A4-1235-10-35-7 vom 3. Dezember 2019 
genehmigt und wird hiermit ausgefertigt.

Augsburg, den 5. Dezember 2019

Harald Ochsner 
Vorsitzender des Verwaltungsrats der Bayerischen 

Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung

 Preisverzeichnis 
des Instituts für Hygiene und Umwelt 
Das Institut für Hygiene und Umwelt erhebt zum 1. Ja

nuar 2020 die in der Anlage verzeichneten Preise für Leis-
tungen aus dem Bereich Gesundheits- und Umweltschutz.

Das Preisverzeichnis enthält nur die vom HU angebote-
nen Standardleistungen. Für davon abweichende Sonder-

fälle (z.B. besondere detailliertere Untersuchungen) und für 
alle Leistungen, die nicht unter einer der Ziffern genannt 
sind, werden die Preise einzelfallbezogen nach besonderer 
Kalkulation berechnet und durch vertragliche Regelung 
vereinbart. Bei Auftragsänderungen und Auftragsstornie-
rungen werden die dadurch entstandenen Kosten in Rech-
nung gestellt.

Das Preisverzeichnis gilt für Leistungen ab 1. Januar 
2020. 

Anlage: Preisverzeichnis 

Hamburg, den 20. Dezember 2019

Die Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz
Amtl. Anz. S. 1840

Anlage

Preisverzeichnis

Ziffer Leistung Preis in 
Euro 

P1 Untersuchungen und Sonstiges

P1.1 Abstriche/Agarplatten  
(auf Bakterien/Pilze)

2,10
bis 41,00

P1.2
Bioindikatoren und Prüfkörper  
für Sterilisatoren und Desinfektions-
apparate

3,95
bis 22,95

P1.3 Untersuchungen

P1.3.1 spezielle Untersuchungen  
auf Bakterien

7,10
bis 99,80

P1.3.2 spezielle Untersuchungen auf Pilze  
(insb. auf Schimmelpilze)

14,30
bis 99,80

P1.3.3 Untersuchungen  
spezieller Proben

16,30 
bis 295,00

P2 Luftuntersuchungen

P2.1
Luftuntersuchungen durch  
Probenehmende  
(hygienisch-mikrobiologisch)

12,30
bis 100,00

P2.2 Luftuntersuchungen durch Probe-
nehmende (physikalisch)

3,00
bis 12,30

P3 Wasseruntersuchungen
P3.1 Untersuchungen Wässer

P3.1.1
Untersuchungen  
medizinisch-technischer Wässer  
(hygienisch-mikrobiologisch)

25,80
bis 51,00

P3.1.2
Untersuchungen  
technischer Wässer  
(hygienisch-mikrobiologisch)

12,30
bis 108,60

P3.2 Untersuchungen Trinkwasser und 
sonstige Wasseruntersuchungen

P3.2.1
Untersuchungen von Trink-,  
Leitungs- und Spenderwasser  
(hygienisch-mikrobiologisch)

23,00
bis 49,60

P3.2.2 sonstige Wasseruntersuchungen 
(hygienisch-mikrobiologisch)

12,30
bis 88,00

P3.3 Wasseruntersuchungen  
(chemisch, allgemein)

P3.3.1 Aluminium (mg/l) 30,00

P3.3.2

Basisprogramm (Ammonium,  
Calcium, Chlorid, Eisen, Kalium, 
Leitfähigkeit, Magnesium, Mangan, 
Nitrat, Nitrit, pH-Wert, Säure
kapazität [Ks-Wert], Sulfat, TOC) 205,00
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P3.3.3 Gesamthärte  
(berechnet Magnesium + Calcium) 35,00

P3.3.4 Elektrochemie vor Ort (z.B. pH-Wert, 
Leitfähigkeit; pro Parameter) 9,00

P3.3.5 Anionen/Kationen mit verschiedenen 
Techniken (z.B. Nitrit, Nitrat, Sulfat)

21,70
bis 24,00

P3.3.6 Oxidierbarkeit (mg/l O2) 24,50

P3.3.7 Säure- und Basenkapazität,  
je Parameter 16,80

P3.4 Wasseruntersuchungen (chemisch, 
metallische Leitungswerkstoffe)

P3.4.1 Metalle (z. Bsp. Cd, Cr, Cu, Fe,  
Mn, Ni, Pb, Zn) 

30,00
bis 158,00

P3.5 Wasseruntersuchungen  
(chemisch, organische Substanzen)

P3.5.1 Schwerflüchtige organische  
Substanzen

60,00
bis 300,00

P3.5.2 Leichtflüchtige organische  
Substanzen

50,00
bis 140,00

P3.6
Wasseruntersuchungen, Untersu-
chungspakete nach Trinkwasserver-
ordnung (TrinkwV), Pauschalpreise)

P3.6.1
Pauschalpreis für Untersuchungen 
nach TrinkwV, abhängig vom  
Standarduntersuchungsumfang

215,00
bis 500,00

P3.7
Wasseruntersuchungen, Untersu-
chungspakete für Schwimm- und 
Badebeckenwasser, Pauschalpreise

P3.7.1
Standarduntersuchungsumfang 
gemäß DIN 19643  
bzw. mit zusätzlichen Parametern

31,50
bis 90,00

P4 Gewässergüteuntersuchungen

P4.1 Planktonuntersuchung  
einer Wasserprobe

117,00
bis 171,00

P4.2 Bestimmung von Chlorophyll und 
Phaeopigmenten nach DIN 38412 L6 109,00

P4.3

fluorometrische Bestimmung von 
Gesamtchlorophyll sowie Chloro-
phyllgehalte verschiedener Algen-
gruppen (Chlorophyta/Grünalgen, 
Cyanobacteria/Blaualgen, Bacillario-
phyta/Kieselalgen und Cryptophyta) 38,00

P5 Spezielle chemische Untersuchungen

P5.1

Untersuchungen auf organische  
oder anorganische Komponenten in 
Umweltproben, Preise nach indi
vidueller Ermittlung an Hand des  
spezifischen Untersuchungsbedarfs

P6 Pauschalpreise Probenahme  
technische Bäder

P6.1 Anfahrtspauschale  
Bäderuntersuchungen 36,50

P6.2 Probenahmepauschale je Becken 12,50
P10 Personalkosten

Die Abrechnung erfolgt  
je angefangene ¼ Stunde

P10.1 Personalkosten: Probenehmender/
Laborantin oder Laborant pro Stunde 50,00

P10.2 Personalkosten: MTA pro Stunde 59,40

P10.3 Personalkosten: Hygienefachkraft  
pro Stunde 64,00

P10.4 Personalkosten: Ärztin oder Arzt  
pro Stunde 120,00

P10.5 Personalkosten: Wissenschaftlerin 
oder Wissenschaftler pro Stunde 100,00

Die Preise verstehen sich netto zuzüglich gesetzlicher Um
satzsteuer.

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VgV OV 011-19 DK 
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: Rasenmäharbeiten 
an allen Standorten der allgemeinbildenden Schulen, den 
Standorten der Beruflichen Schulen sowie an Unterbrin-
gungsstätten des LEB sowie an einzelnen Universitätsflä-
chen – Dauerschuldverhältnis in 10 Losen
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 
2.226.000,– Euro über vier Jahre und alle Lose
Vertragslaufzeit voraussichtlich: Ab Beauftragung bis 31. De
zember 2021 mit der Option auf zweimalige Verlängerung 
um jeweils ein Jahr – Laufzeit maximal bis 30. November 
2023. Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
21. Januar 2020 um 12.00 Uhr.
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: 

http://www.hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/
Hinter „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die Ver-
gabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen. 
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter:
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/
Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
nur dann automatisch aus der elektronischen Vergabe, 
sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind und als 
solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen 
haben.

Hamburg, den 9. Dezember 2019

Die Finanzbehörde 1138
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Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 009-20 PF
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau einer Einfeldsporthalle,  
Fahrenort 76 in 22547 Hamburg
Bauauftrag: Tischler- Fenster & Türen
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 82.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Februar 2020 bis November 2020
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
15. Januar 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 10. Dezember 2019

Die Finanzbehörde 1139

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 010-20 PF
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau einer Einfeldsporthalle,  
Fahrenort 76 in 22547 Hamburg
Bauauftrag: Fassade
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 178.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Februar 2020 bis November 2020
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
15. Januar 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 10. Dezember 2019

Die Finanzbehörde 1140

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 008-20 PF
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau einer Einfeldsporthalle,  
Fahrenort 76 in 22547 Hamburg
Bauauftrag: Dachdecker/Klempner
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 158.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Februar 2020 bis November 2020
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
15. Januar 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
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Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. Dezember 2019

Die Finanzbehörde 1141

Öffentliche Ausschreibung
a)	 FHH, Bezirksamt Wandsbek;  

Management des öffentlichen Raumes 
Postfach 702141, 22021 Hamburg 
E-Mail: strassenneubau@wandsbek.hamburg.de

b)	 Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)
Vergabenummer: A/D4G2 – 21/2019

c)	 Es werden nur schriftliche Angebote (in Papierform) 
akzeptiert.

d)	 Ausführung von Bauleistungen
e)	 Fabriciusstraße zwischen Richeystraße und Steilsho-

oper Allee
f)	 Straßenbauarbeiten  

(Bezirkliche Radverkehrsmaßnahmen):
– 	 Erneuerung der Nebenflächenbefestigung aus Be

tonsteinmaterial: 9.700 m²
– 	 Erneuerung der Fahrbahnbefestigung in den Bus-

haltestellenbereichen (Buskaps): 760 m²
g)	 Entfällt
h)	 Aufteilung in Lose:  nein
i)	 Beginn der Ausführung (sofern möglich):  

40 Werktage nach Auftragserteilung
Fertigstellung oder Dauer der Ausführung:  
18. Dezember 2020

j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen.
k)	 Bezirksamt Altona, Submission, Erdgeschoss,  

Zimmer 2, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg 
E-Fax: 040/4279-02699  
E-Mail: submission-vob@altona.hamburg.de
Verkauf und Einsichtnahme: 6. Januar 2020 bis 16. Ja
nuar 202, dienstags bis donnerstags von 9.00 Uhr bis 
12.00 Uhr
Kosten für die Übersendung von  
Vergabeunterlagen in Papierform:  
Höhe der Kosten: 32,– Euro  
Zahlungsweise: Banküberweisung  
Empfänger: Kasse.Hamburg – Bezirksamt Altona 
IBAN: DE54 2000 0000 0020 0015 82  
BIC: MARKDEF1200 
Geldinstitut: Bundesbank 
Verwendungszweck: 238400 0005801 A/D4 G2 – 21/19 
(unbedingt angeben)
Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden, 
wenn
–	 der Verwendungszweck auf dem Überweisungsträ-

ger angegeben ist,
–	 gleichzeitig mit der Überweisung eine Anforderung 

von Unterlagen per Brief oder E-Mail (unter Angabe 

der vollständigen Firmenadresse) bei der unter lit. 
k) genannten Stelle erfolgt ist, und

–	 das Entgelt auf dem Konto des Empfängers einge-
gangen ist. Das eingezahlte Entgelt wird nicht 
erstattet.

l)	 Entfällt
m) 	 Die Angebote können bis zum 30. Januar 2020 um 

11.00 Uhr eingereicht werden.
n)	 Anschrift, an die die Angebote zu richten (und/oder 

ggf. elektronisch zu übermitteln) sind:
FHH, Bezirksamt Altona,  
Submissionsstelle, Erdgeschoss, Zimmer 2,  
Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg

o) 	 Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.
p)	 Ablauf der Angebotsfrist am 30. Januar 2020 um 11.00 

Uhr. Öffnungstermin an der Anschrift der lit. o) am  
30. Januar 2020 um 11.00 Uhr.
Bei der Öffnung der Angebote dürfen Bieter und ihre 
Bevollmächtigten anwesend sein.

q)	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.
r)	 Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.
s)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-

tragserteilung muss sein eine gesamtschuldnerisch haf-
tende Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Ver-
treter.

t)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis). Beim Einsatz von Nach
unternehmern ist auf gesondertes Verlangen deren 
Präqualifikation nachzuweisen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärungen 
auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der Verga-
beunterlagen abzugeben. Von den Bietern der engeren 
Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen durch 
(ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigungen zu 
bestätigen.
Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen.
Die einzelnen Eignungsnachweise sind dem Formblatt 
„Eignung“ der Vergabeunterlagen zu entnehmen.
Der Vordruck „Eignung“ mit allen geforderten Erklä-
rungen und Nachweisen ist zusammen mit dem Ange-
bot unterschrieben vorzulegen.

u) 	 Die Zuschlagskriterien sind den Vergabeunterlagen 
(Formblatt Aufforderung Angebotsabgabe bzw. im 
eVergabesystem „eVa“ der Anlage zur Information der 
Ausschreibung) zu entnehmen.

v) 	 Die Bindefrist endet am 28. Februar 2020 um 24.00 Uhr.
w)	 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A):  

Bezirksamt Wandsbek,  
Der Dezernent für Wirtschaft, Bauen und Umwelt, 
Schloßgarten 9, 22041 Hamburg,  
Telefax: 040 / 4 27 90 - 55 67

Hamburg, den 13. Dezember 2019

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1142

Öffentliche Ausschreibung
a)	 Freie und Hansestadt Hamburg 

Bezirksamt Eimsbüttel 
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt 
Grindelberg 62-66, 20144 Hamburg
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Telefon: 040 / 4 28 01 - 27 87, Telefax:  040 / 4 27 90 - 30 67
E-Mail: dezernat4submission@eimsbuettel.hamburg.de
Internet: �https://www.hamburg.de/eimsbuettel/ 

dezernat-wirtschaft-bauen-umwelt/
b)	 Vergabeverfahren: Nr. 009-019

Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen - Teil A (VOB/A)

c) 	 Es werden nur schriftliche Angebote (in Papierform) 
akzeptiert.

d)	 Ausführung von Bauleistungen
e)	 Hamburg-Stellingen, Försterweg zwischen den Haus-

nummern 44 und 155
f)	 Grundinstandsetzung der Straße und damit Herstel-

lung von:
–	 9.620 m2 Fahrbahndeckschicht
–	 780 m2 Fahrbahnflächen im Vollausbau (Bk 3,2/1,0)
–	 6.950 m2 Nebenflächen
–	 1.350 m2 Parkstand- und Überfahrtenflächen
–	 3.710 m Bordkante
–	 15 Baumpflanzungen

g)	 Entfällt
h)	 Aufteilung in Lose: nein
i) 	 Beginn der Ausführung (sofern möglich): März 2020

Fertigstellung oder Dauer der Ausführung: Oktober 
2020

j) 	 Nebenangebote sind nur in Verbindung mit einem 
Hauptangebot zugelassen.

k) 	 Anforderung von Vergabeunterlagen sowie Verkauf und 
Einsichtnahme vom 6. Januar 2020 bis zum 28. Januar 
2019, 11.30 Uhr, in der Zeit von 7.30 Uhr bis 13.00 Uhr, 
außer freitags. Nur per E-Mail an siehe Buchstabe a).
Der Kostenbeitrag beträgt 57,– Euro. 
Er ist zu leisten per Banküberweisung an die:
kasse.hamburg 
IBAN: DE27 2000 0000 0020 0015 83 
BIC: MARKDEF1200 
Verwendungszweck: 009-019 
Referenz: 4090830000089 
Vertrag: 231000004145
Die Vergabeunterlagen werden nur versendet, wenn 
der Nachweis der Einzahlung bei der Abforderung der 
Unterlagen vorliegt. Der Betrag kann nicht erstattet 
werden. Schecks und Briefmarken werden nicht ange-
nommen. Bei einer Bank- oder Postüberweisung schi-
cken Sie bitte gleichzeitig das Anforderungsschreiben 
an die in Buchstabe a) genannte Postadresse oder 
E-Mail-Adresse.
Im Einzelfall nicht veröffentlichte und zusätzliche 
Unterlagen sind erhältlich bei: siehe Buchstabe a)

l) 	 Entfällt
m) 	 Die Angebote können bis zum 28. Januar 2020 um 

11.30 Uhr eingereicht werden.

h) 	 Anschrift, an die die Angebote zu richten (und/oder 
gegebenenfalls elektronisch zu übermitteln) sind:
Freie und Hansestadt Hamburg 
Bezirksamt Eimsbüttel 
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt 
Eröffnungsstelle Raum 1031 
Grindelberg 62-66, 20144 Hamburg

o) 	 Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.
p) 	 Ablauf der Angebotsfrist am 28. Januar 2020 um 11.30 

Uhr.
Öffnungstermin an der Anschrift der lit. n) am 28. Ja
nuar 2020 um 11.30 Uhr.
Bei der Öffnung der Angebote dürfen Bieter und ihre 
Bevollmächtigten anwesend sein.
Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

r)	 Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.
s) 	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-

tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

t)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis). Beim Einsatz von Nach
unternehmern ist auf gesondertes Verlangen deren 
Präqualifikation nachzuweisen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärungen 
auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der Verga-
beunterlagen abzugeben. Von den Bietern der engeren 
Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen durch 
(ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigungen zu 
bestätigen.
Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen.
Die einzelnen Eignungsnachweise sind dem Formblatt 
„Eignung“ der Vergabeunterlagen zu entnehmen.
Der Vordruck „Eignung“ mit allen geforderten Erklä-
rungen und Nachweisen ist zusammen mit dem Ange-
bot unterschrieben vorzulegen.

u) 	 Die Zuschlagskriterien sind den Vergabeunterlagen 
(Formblatt Aufforderung Angebotsabgabe bzw. im 
eVergabesystem „eVa“ der Anlage zur Information der 
Ausschreibung) zu entnehmen.

v) 	 Die Bindefrist endet am 28. Februar 2020 um 23.59 
Uhr.

w) 	 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A): 
Bezirksamt Eimsbüttel 
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt 
Der Baudezernent 
Grindelberg 62-66, 20144 Hamburg

Hamburg, den 18. Dezember 2019

Das Bezirksamt Eimsbüttel 1143
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